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Umweltinformationen und
Auskunftspflichten – oder:
die wachsende Bedeutungslosigkeit
des Amtsgeheimnisses?
Das Recht auf Zugang zu Dokumenten der EU nach der Transparenz-VO
und der GRC im Umweltbereich.

Schritt für Schritt definiert der EuGH in seiner Rspr das Recht auf Zugang zu (Um-
welt-)Informationen und Dokumenten. Mit seiner E in der Sache ClientEarth hat er
zudem klargestellt, dass die Umweltinformations-RL und die Dokumentenzugangs-
VO zwei parallel anwendbare Rechtsgrundlagen für Anfragen an die Organe der
Union bieten.
Von Peter Sander

RdU-U&T 2018/15
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A. Einleitung und Statistik

1. Dokumentenzugangsrecht vs
Umweltinformationsrecht

Wenn es um den Zugang zu Umweltinformationen
geht, dann denkt der gelernte Verwaltungsjurist auto-
matisch an die Aarhus-Konvention.1) Nach deren Art 4
Abs 1 stellt jede Vertragspartei sicher, dass die Beh
nach Maßgabe der weiteren Abs des Art 4 und im Rah-
men der innerstaatlichen Vorschriften der Öffentlich-
keit auf Antrag Informationen über die Umwelt zur
Verfügung stellen und auch Kopien davon an den An-
tragsteller (in der Folge ASt) ausfolgen, dies alles, ohne
dass es eines Nachweises eines spezifischen Interesses
bedarf und grundsätzlich auch in der vom ASt begehr-
ten Form. Art 4 Abs 3 und 4 AarhK enthalten grund-
sätzliche und relative („wenn die Bekanntgabe negative
Auswirkungen hätte“) Ablehnungsgründe.

Auf EU-Ebene erfolgte die Umsetzung dieses Um-
weltinformationszugangsrechts durch die Umweltin-
formations-RL.2) Österreich hat dieses Recht aus der
AarhK sowie der Umweltinformations-RL in zahlrei-
chen einzelnen Bundes- und Landesgesetzen umge-
setzt.3)

Zu beobachten ist auf europäischer Ebene jedoch
auch ein Trend, Anträge auf Zugang zu umweltrele-
vanten Informationen4) nicht nur auf die Umweltinfor-U
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1) Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu Informationen,
die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den
Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten samt Erklärung;
in Österreich veröffentlicht in BGBl III 2005/88 idF BGBl III 2014/
58; in der Folge AarhK.

2) RL 90/313 des Rates v 7. 6. 1990 über den freien Zugang zu Infor-
mationen über die Umwelt, ABl L 1990/158, 56; aufgehoben und
ersetzt durch RL 2003/4, ABl L 2003/41, 26.

3) Siehe nur beispielhaft das AuskunftspflichtG oder das UIG; eine
vollständige Auflistung aller relevanten Landesgesetze findet sich
bei Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 33.

4) Siehe die Definition in Art 2 Z 3 AarhK.



mations-RL (und somit indirekt auf die AarhK) zu
stützen, sondern parallel auch auf Art 15 Abs 3 AEUV
sowie sekundärrechtlich auf die VO (EG) 1049/2011
über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten
(Transparenz-VO). Letztlich kann unter gewissen Um-
ständen auch Art 42 GRC5) eine entsprechende Rechts-
grundlage für die Ausübung des Umweltinformations-
zugangsrechts darstellen, in die neben den mitglied-
staatlichen Rechtstraditionen auch die vor Schaffung
der GRC bestehenden primär- und sekundärrechtli-
chen Rechtsgrundlagen eingeflossen sind.6)

2. EuGH: Parallelität von Transparenz-VO
und Aarhus-Informationsrechten

Diese Entwicklung wird sicherlich auch durch den
EuGH begünstigt, der – vereinfacht ausgedrückt – im
„Umweltinformationsbereich“ sowohl die Umweltin-
formations-RL als auch die Transparenz-VO als glei-
chermaßen taugliche Rechtsgrundlagen ansieht:

So stützte ClientEarth, eine Vereinigung englischen
Rechts, deren Ziel ua der Umweltschutz ist, bspw einen
bei der Generaldirektion (GD) „Umwelt“ der EK ein-
gebrachten Antrag auf Zugang zu verschiedenen im
„Management Plan 2010“ der GD „Umwelt“ erwähn-
ten Dokumenten sowohl – naheliegender Weise – auf
die VO 1367/20067) als auch auf die Transparenz-VO
1049/2001. Auch die EK stützte ihre Erledigung aus-
drücklich auf beide VO. In der Sache selbst gewährte
die EK ClientEarth teilweisen Zugang und begründete
ihren Beschluss damit, dass die nicht verbreiteten Teile
der gegenständlichen Studien unter die Ausnahmere-
gelung des Art 4 Abs 2 GedStr 3 der Transparenz-VO
(Schutz des Zwecks der Untersuchungstätigkeiten) fie-
len: Die streitigen Studien seien teilweise erarbeitet
worden, damit sie die Umsetzung verschiedener RL
durch die MS überwachen und gegen diese gegebenen-
falls ein Vertragsverletzungsverfahren nach Art 258
AEUV einleiten könne. Hinsichtlich anderer (verwei-
gerter) Teile der Studien, habe die EK hingegen be-
schlossen, gegen die betreffenden MS die vorprozes-
suale Phase eines Vertragsverletzungsverfahrens einzu-
leiten, darüber in anderen Fällen aber noch nicht ent-
schieden. Die Verbreitung der streitigen Studien hätte,
wenn sie zugelassen worden wäre, ebenfalls das Klima
gegenseitigen Vertrauens beeinträchtigt, das für eine
Beilegung der Streitigkeiten zwischen ihr und den be-
treffenden MS, ohne in die gerichtliche Phase des Ver-
tragsverletzungsverfahrens eintreten zu müssen, erfor-
derlich sei.

Während die Nichtigkeitsklage durch das Gericht
noch zurückgewiesen wurde, hob der GH das U hin-
gegen (teilweise) auf. Die im untersuchungsgegen-
ständlichen Zusammenhang spannendste Passage des
EuGH-U bezieht sich aber auf das Verhältnis von den
Aarhus-Informationszugangsrechten und jenen der
Transparenz-VO: Hier gibt der EuGH dem EuG recht,
dass Art 4 Abs 1 und 4 der AarhK bei der Beurteilung
der Rechtmäßigkeit von Art 4 Abs 2 GedStr 3 der
Transparenz-VO nicht herangezogen werden kann.8)

Im Folgenden löst der EuGH den auf Zugang zu (auch)
AarhK-relevanten Umweltinformationen ausschließ-
lich auf Basis der Transparenz-VO, was im Endeffekt

nichts anderes bedeutet, als dass die Transparenz-VO
eine eigenständige, parallele9) und alternative Rechts-
grundlage für den Zugang zu AarhK-relevanten Um-
weltinformationen darstellt. Auch hinsichtlich der Da-
tenschutzVO10) wählte der EuGH11) übrigens – abwei-
chend von den dort anderslautenden Empfehlungen
von GA Sharpston in den Schlussanträgen – die Lö-
sung einer parallelen Anwendbarkeit von Transpa-
renz-VO und DatenschutzVO.

Und auch in einer weiteren E trifft der EuGH
grundlegende Aussagen über den Zugang zu Doku-
menten und Umweltinformationen.12) Im Ausgangs-
rechtsstreit beantragte ua eine Greenpeace-Stiftung
aus den Niederlanden, wiederum gestützt auf die bei-
den bereits aus der Rs ClientEarth bekannten VO, Zu-
gang zu mehreren Dokumenten, die eine erteilte Erst-
genehmigung für das Inverkehrbringen von Glypho-
sat als Wirkstoff betrafen. Eine Reihe von Dokumen-
ten wurde von der EK daraufhin herausgegeben, ein
spezielles aber eben nicht. Dagegen wurde beim EuG
geklagt, das Gericht gab der Klage statt. Im „Haupt-
verfahren“ vor dem EuGH war eine der wesentlichen
Argumentationslinien der EK und ihrer Streithelfer,
dass „Emissionen in die Umwelt“ iSv Art 6 Abs 1 S 1
der VO über die Anwendung des Aarhus-Überein-
kommens auf Emissionen aus bestimmten Industrie-
anlagen wie Fabriken und Kraftwerken begrenzt sein
sollte, erwartungsgemäß nicht erfolgreich. In diesem
Verfahren äußerte sich der EuGH auch zum Begriff
der „Umweltinformationen“: Zwar scheint diese auf
den ersten Blick den Begriff „Emissionen“ von den
Begriffen „Ableitungen“ und „Freisetzen“ in die Um-
welt zu unterscheiden, allerdings ist eine Unterschei-
dung zwischen den Begriffen „Emissionen“, „Ablei-
tungen“ und „Freisetzungen“ der AarhK fremd. Auch
würde eine solche Unterscheidung keine Bedeutung
für das mit der VO 1367/2006 verfolgte Ziel der Ver-
breitung von Umweltinformationen und haben und
wäre künstlich.

Klare Worte! Das Recht auf Zugang zu Dokumen-
ten und die entsprechende VO sind zudem – ebenfalls
wenig überraschend – weit auszulegen. Ü
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5) Mit der krit Anmerkung, dass sich die Rspr bislang nicht dazu
durchringen konnte, dieses Grundrecht auch als ein solches anzu-
erkennen, Bretthauer, Informationszugang im Recht der Europä-
ischen Union, DÖV 2013, 678.

6) Siehe zu den in Art 42 GRC inkorporierten Rechtsquellen ausführ-
lich Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 6 ff; zur
Entstehungsgeschichte im Charta-Konvent siehe va Bernsdorff/Bo-
rowsky, Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union,
Handreichungen und Sitzungsprotokolle (2002) 164 f, 292 f.

7) Umsetzung der AarhK, ABl L 2006/264, 13.
8) EuGH 16. 7. 2015, C-612/13 und C- 615/13, ClientEarth, Rn 43.
9) Der vom EuGH angenommenen parallelen Anwendbarkeit der

Transparenz-VO und anderer sekundärrechtlicher Vorschriften
grundsätzlich zustimmend auch Koppensteiner, Die Transparenz-
verordnung im Wandel der Zeit, EuR 2014, 600; siehe dazu auch
Bretthauer, Informationszugang im Recht der Europäischen Union,
DÖV 2013, 683 f.

10) VO (EG) 659/1999, ABl L 2001/83, 1.
11) EuGH 14. 10. 1999, C-309/97, Bavarian Lager; siehe dazu aus-

führlich Koppensteiner, Die Transparenzverordnung im Wandel
der Zeit, EuR 2014, 597 f.

12) EuGH 23. 11. 2016, C-673/13, Stichting Greenpeace Nederland.



2011 2012 2013 2014 2015

registrierte Anträge 6.477 6.014 6.525 6.227 6.752

beantwortete Anträge 7.075 6.334 7.659 7.156 7.684

Antworten basierend auf Transparenz-VO 6.055 5.274 5.906 5.637 5.819

Tab 1: Anzahl der Umweltinformationsbegehren von 2011 bis 2015

2011 2012 2013 2014 2015

Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %

gewährt 4.856 80,20 3.928 74,48 4.400 73,43 4.096 72,77 4.003 68,79

teilweise gewährt 462 7,62 454 8,61 640 10,68 866 15,36 890 15,29

verweigert 737 12,18 892 16,91 866 14,45 668 11,87 926 15,91

gesamt 6.055 100 5.274 100 5.906 100 5.630 100 5.819 100

Tab 2: Anzahl bzw Prozentsatz der (teilweise) gewährten/verweigerten Umweltinformationsbegehren von 2011 bis 2015

3. Droht nun eine Flut von
Umweltinformationsbegehren?

Freilich bedeutet diese sehr dokumenten-/informa-
tionszugangsfreundliche Judikatur des EuGH nun
nicht, dass die Organe und Einrichtungen der EU in
den letzten Jahren mit entsprechenden Anträgen ein-
gedeckt und von der ihnen eigentlich zugedachten
Aufgabenerfüllung abgehalten worden wären. Relati-
vierend wird dies bei einem Blick in die jährlichen Be-
richte über die Anwendung der Transparenz-VO des
EP, des Rates und der EK klar. Angesichts der mehr als
500 Mio Einwohner bewegen sich die entsprechenden
Anträge an die EU-Institutionen durchwegs in einem
überschaubaren Bereich (s Tab 1).13)

Von all diesen Anträgen wird der überwiegende
Anteil positiv (iSe Zugangsgewährung) abgeschlossen
(s Tab 2).

Der vorliegende Beitrag versucht einen Überblick
über die Möglichkeiten, basierend auf der Transpa-
renz-VO Zugang zu (Umwelt-)Informationen bzw Do-
kumenten, die solche enthalten, zu geben. Gleichzeitig
soll anhand der einschlägigen unionsrechtlichen Judi-
katur die (nicht immer überhaupt oder überzeugend
begründete) Weiterentwicklung des Dokumentenzu-
gangsrechts dargestellt werden. Dabei soll auch immer
wieder der Bezug zu den in der GRC verankerten
Rechten, insb jenem auf eine gute Verwaltung (Art 41
GRC) und dem Dokumentenzugangsrecht (Art 42
GRC), hergestellt werden. Überhaupt muss das Recht
auf Zugang zu Dokumenten gemeinsam mit dem
Recht auf Akteneinsicht in Art 41 GRC betrachtet wer-
den, das jeder Person zusteht, die mit Verfahrenshand-
lungen von Beh und Einrichtungen der Union in Be-
rührung kommt.14)

Wie noch aufzuzeigen sein wird, bezieht sich die
Transparenz-VO (wie auch das Grundrecht auf Doku-
mentenzugang nach Art 42 GRC) auf Organe, Einrich-
tungen und sonstige Stellen der EU, sodass auch bei
grundsätzlicher Heranziehung der GRC als Prüfmaß-
stab durch den VfGH15) bei rein innerstaatlichen Sach-
verhalten lediglich die in der öffentlichen Diskussion
der letzten Jahre immer wieder hinterfragte Auskunfts-
pflicht des Art 20 Abs 4 B-VG16) und die entsprechende

Auskunftspflicht- und Umweltinformationsgesetze als
rechtliche Grundlagen für den Zugang zu bestimmten
bei Beh und sonstig auskunftspflichtigen Stellen vor-
handene Informationen und Dokumente verbleiben.

B. Die Transparenz-VO

1. Rechtsgrundlage und Regelungsanspruch
Primärrechtliche Grundlage für die Transparenz-VO
ist Art 15 Abs 3 AEUV. Dieser regelt die Grundsätze
und Bedingungen des Rechts auf Zugang zu Doku-
menten und dessen Beschränkungen aufgrund öffent-
licher oder privater Interessen und enthält auch die re-
levanten Verfahrensregelungen, die eine möglichst ein-
fache Ausübung des Zugangsrechts sicherstellen sollen
(Art 1 lit b Transparenz-VO). Dabei ist der Unionsge-
setzgeber davon ausgegangen, dass Dokumente, die
keinen Beschränkungen unterliegen, entweder auf
schriftlichen Antrag, direkt in elektronischer Form
oder über ein Register zugänglich gemacht werden
(Art 2 Abs 4 Transparenz-VO).

2. Antrag auf Dokumentenzugang

a) Form und Inhalt des Antrags
Anträge auf Zugang zu bestimmten Dokumenten kön-
nen schriftlich (insb auch per E-Mail; Art 6 Abs 1
Transparenz-VO) und va in jeder der Vertragsspra-
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13) Die statistische Auswertung entstammt dem Bericht der Kommis-
sion über die Anwendung der VO (EG) 1049/2001 über den Zugang
der Öffentlichkeit zu Dokumenten des EP, des Rates und der Kom-
mission im Jahr 2015 v 24. 8. 2016, KOM(2016) 533 final; http://
eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CE-
LEX:52016DC0533&from=EN (Stand 30. 9. 2017).

14) Siehe dazu ausführlich Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg),
GRC2 Art 41 Rz 11.

15) VfSlg 19.632/2012.
16) Art 20 Abs 4 B-VG sieht für den Bereich der (Bundes-, Landes- und

Gemeinde-)Verwaltung eine Auskunftspflicht vor, sofern dieser
keine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht (vgl Art 20 Abs 3
B-VG) entgegensteht, wobei diese Bestimmung nach der österr
Rspr wie auch Art 10 EMRK kein subjektives Recht begründet, son-
dern lediglich eine Verpflichtung des Gesetzgebers schafft, Inhalt
und Umfang des Auskunftsrechts näher zu regeln und dabei sub-
jektive Rechte einzuräumen (siehe zB VfGH B 154/85 VfSlg 11.797;
VfGH B 990/87 VfSlg 12.104; VfGH G 109/92, G 13/93 VfSlg
13.577).



chen an die Organe oder Einrichtungen gestellt wer-
den.17) Eine Begründung ist nicht erforderlich. Nach
dem Recht auf Verständigung des Art 41 Abs 4 GRC
kann sich zudem auch unabhängig von der Transpa-
renz-VO jedermann in einer der Sprachen der Ver-
träge (also sämtliche Sprachen der MS außer Luxem-
burgisch) an die Organe der Union wenden und hat
das Recht, eine Antwort in derselben Sprache zu erhal-
ten.18)

Einzige inhaltliche Anforderung ist, dass Anträge so
präzise formuliert sein müssen, dass das Organ das be-
treffende Dokument ermitteln kann, wobei Art 6
Abs 4 Transparenz-VO eine Verpflichtung der Organe
enthält, wonach die Bürger zu informieren sind, auf
welche Art und an wen Anträge auf Zugang zu Doku-
menten gestellt werden können bzw den Bürgern dabei
Hilfe zu leisten ist.19) Bezieht sich der Antrag auf beson-
ders umfangreiche oder eine große Anzahl von Doku-
menten, können informelle Beratungen mit dem ASt
aufgenommen werden, um eine angemessene Lösung
zu finden (Art 6 Abs 3 Transparenz-VO). Solche infor-
mellen Beratungen rechtfertigen dabei aber keine auch
nur teilweise Ablehnung des Zugangs, weil es sich hier-
bei nicht um (Teil-)Beschränkungen handelt, wie sie in
Art 4 Transparenz-VO enthalten sind, sondern um
eine besondere Ausprägung des Verfahrens.20)

b) Antragsberechtigte Personen
Antragsberechtigt sind insb in Zusammenschau mit
Art 42 GRC sämtliche Unionsbürgerinnen und
Unionsbürger21) sowie alle natürlichen und juristischen
Personen mit Wohnsitz oder Satzungssitz innerhalb
der Union.22) Dem Wortlaut nach umfasst der Kreis
der Zugangsberechtigten nicht auch Organe der EU
selbst, wobei diese als Organe der Union selbst eben-
falls das Recht aus Art 42 GRC in Anspruch nehmen
können.23)

Sofern der Zugang zu Dokumenten iZm einem Ver-
fahren iSd Art 41 GRC zur Wahrung der dort festge-
schriebenen Rechte, insb des Rechts auf Akteneinsicht,
erforderlich ist, ist der Kreis der Berechtigten auch auf
diese auszuweiten; selbst dann, wenn es sich um keine
Unionsbürger oder sonstige natürliche und juristische
Personen mit Wohn- oder Satzungssitz innerhalb der
EU handelt (siehe auch Art 2 Abs 2 Transparenz-VO).

c) Verpflichtete Organe, Einrichtungen
und sonstige Stellen

Auch hier muss die Transparenz-VO wiederum im
Kontext des Art 42 GRC und va vor dem Hintergrund
der gegenüber Art 255 Abs 1 EG offeneren Formulie-
rung des Art 15 Abs 3 AEUV gelesen werden. Anders
als nach dem Wortlaut des Art 255 Abs 1 EG zählen
nach Art 15 Abs 3 AEUV nicht mehr nur das EP, der
Rat und die EK zu den Verpflichteten, sondern auch
Einrichtungen und sonstige Stellen der Union24) ein-
schließlich der Ausschüsse, die die Organe der Union
lediglich unterstützen und deren Dokumente einem
Organ zuzurechnen sind.25) Auch von diesen Organen
geschaffene Einrichtungen (zB Arbeitsgruppen, Aus-
schüsse) dürfen durch keinerlei Geheimhaltungs-
pflichten den Informationszugang der Transparenz-

VO einschränken.26) Ein solch weites Verständnis der
Verpflichteten ist auch durch ErwGr 8 Transparenz-
VO gedeckt, der – nicht zuletzt, um eine vollständige
Anwendung auf alle Tätigkeiten der EU zu gewährleis-
ten – alle von den Organen geschaffenen Einrichtun-
gen in den Anwendungsbereich der Transparenz-VO
einbezogen wissen will.27) Überhaupt kommt es im
Umweltbereich zu einer faktischen Ausweitung des
Kreises der Verpflichteten, da es die AarhK zwar er-
möglicht hätte, „Gremien oder Einrichtungen, die in ge-
richtlicher oder gesetzgebender Eigenschaft handeln“
vom Begriff der Beh auszunehmen, die Union aber
von dieser Möglichkeit – „aus Gründen der Kohärenz“
mit der Transparenz-VO – davon lediglich in Bezug
auf die Rspr Gebrauch gemacht hat.28)

Mitgliedstaatliche Beh werden weder durch die
Transparenz-VO noch durch Art 42 GRC verpflichtet.
Dies gilt jedoch nicht, wenn Vertreter der MS funktio-
nell für ein Unionsorgan tätig werden (zB Mitwirkung
in Ausschüssen).29) Ü
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17) Siehe auch den Leitfaden betreffend den Zugang zu Dokumenten
der Universität Mannheim: http://edz.bib.uni-mannheim.de/daten/
edz-k/gs/01/de.pdf (Stand 30. 9. 2017).

18) Die Amtssprachen und die Arbeitssprachen der Organe der Union
sind Bulgarisch, Dänisch, Deutsch, Englisch, Estnisch, Finnisch,
Französisch, Griechisch, Irisch, Italienisch, Kroatisch, Lettisch, Li-
tauisch, Maltesisch, Niederländisch, Polnisch, Portugiesisch, Ru-
mänisch, Schwedisch, Slowakisch, Slowenisch, Spanisch, Tsche-
chisch und Ungarisch; siehe zu diesem Grundrecht auch Sander in
Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 41 Rz 43 ff.

19) Vgl auch Art 14 Transparenz-VO, wonach jedes Organ die notwen-
digen Maßnahmen ergreift, um die Öffentlichkeit über die Rechte
der VO zu informieren bzw die MS verpflichtet werden, bei der Be-
reitstellung von Informationen für die Bürger mit den Organen zu-
sammenzuarbeiten.

20) Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 27.
21) Kluth, Art 43 GRC, in Calliess/Ruffert (Hrsg), EUV/AEUV5 Rz 4 f.
22) Der Kreis der Berechtigten ist soweit ident mit jenem in Art 43

(Recht auf Anrufung des Bürgerbeauftragten) und Art 44 (Petitions-
recht) GRC. Zur Besonderheit des Wettbewerbsverfahrens als Ver-
waltungsverfahren mit Ermittlungsbefugnissen der Kommission iZm
dem Akteneinsichtsrecht nach Art 41 bzw dem Dokumentenzu-
gangsrecht des Art 42 vgl Willheim/Kammerer, Zugang zu den Ak-
ten aus EG-Kartellverfahren – Haben Verbraucherschutzorganisa-
tionen ein Recht auf Einsicht in die Akten abgeschlossener EG-Kar-
tellverfahren? ecolex 2002, 569 ff; Tietje/Nowrot, Der Anwendungs-
bereich der EG-Transparenz-Verordnung mit Blick auf
zivilrechtliche Schadenersatzansprüche in Wettbewerbssachen,
ZfRV 2004, 11.

23) Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 9; aA offen-
sichtlich Schöbener in Stern/Sachs (Hrsg) Art 42 GRC Rz 16.

24) Zur EZB s EuG 27. 7. 2007, T-3/00 und T-337/04, Athanasios Pit-
siorlas.

25) Zu dieser Zurechnung (anhand des Verbrauchsteuerausschusses) s
EuG 10. 10. 2001, T-111/00, BAT, Rz 37.

26) Vgl auch EuG 19. 7. 1999, T-188/97, Rothmans, Rz 56 ff; 10. 10.
2001, T-111/00, BAT, Rz 37; siehe aber EuGH 18. 7. 2013, C-515/
11, Deutsche Umwelthilfe, und EuGH 14. 2. 2012, C-204/09,
Flachglas Torgau, wonach die in der Umweltinformations-RL ent-
haltene Ausnahme betreffend die Informationspflicht von „Gremien
oder Einrichtungen [. . .] soweit sie in [. . .] gesetzgebender Eigen-
schaft handeln“ zwar grundsätzlich auch Ministerien, die in ein Ge-
setzgebungsverfahren eingebunden sind, erfasst, diese jedoch bei
ihnen vorhandene Umweltinformationen dann nicht zugänglich ma-
chen müssen, wenn sie im Zusammenhang mit der Erarbeitung von
Gesetzen oder Rechtsakten, die im Rang unter einem Gesetz ein-
zuordnen sind, stehen; siehe dazu auch die Urteilsanmerkung von
Klinger, ZUR 2013, 540.

27) Siehe auch den alle Organe und Einrichtungen umfassenden An-
spruch des Art 1 Abs 2 EUV, wonach Entscheidungen der EUmög-
lichst offen und bürgernah zu treffen sind.

28) Frischhut, Aktuelle (Weiter-)Entwicklung des Rechts der Unionsbür-
ger auf Dokumentenzugang, EuR 2015, 220.

29) Marsch, Das Recht auf Zugang zu EU-Dokumenten, DÖV 2005,
640; Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 11.



3. Antragsgegenstand – das Dokument

a) Dokumentenbegriff
Die Transparenz-VO versteht unter Dokumenten jeg-
liche Inhalte, die einen Sachverhalt iZm den Politiken,
Maßnahmen oder Entscheidungen aus dem Zustän-
digkeitsbereich des Organs betreffen, unabhängig
von der Form des (Daten-)Trägers (Art 3 lit a Trans-
parenz-VO). Der Dokumentenbegriff ist entspre-
chend der Formulierung „unabhängig von der Form
der für dieses Dokument verwendeten Träger“ weit
auszulegen.30) Erfasst sind somit auf jeden Fall sämt-
liche in schriftlicher Form vorliegenden Informatio-
nen,31) aber auch elektronische schriftliche und audio-
visuelle Dokumente, wie bspw E-Mails oder andere
Daten, ganz gleich ob sie auf leicht weitergebbaren
Datenträgern vorliegen (zB USB-Datenträger, CD-
ROM, Band, Diskette) oder auf Massenspeicherme-
dien (online) verfügbar gehalten werden (zB Daten-
banken, Server).32) Die Zurverfügungstellung von (al-
lenfalls auch elektronischen) Kopien ist zur Erfüllung
der Verpflichtung gegenüber dem ASt ausreichend,
ein Recht auf Einsicht in Originaldokumente besteht
hingegen nicht.33)

Die Einschränkung des Art 3 lit a Transparenz-VO,
dass die Dokumente in einem Zusammenhang mit
dem Zuständigkeitsbereich des Organs stehen müssen,
ist mit dem Wortlaut des Art 42 GRC mE nicht ver-
einbar. Vielmehr sind alle Dokumente aus allen Tätig-
keitsbereichen der Union erfasst, die von dem betref-
fenden Organ erstellt worden oder bei ihm eingegan-
gen sind und sich in seinem Besitz befinden (Art 2
Abs 3 der Transparenz-VO), womit sich der Anspruch
aber auch nur auf die im Besitz befindlichen Doku-
mente bezieht.34) Daher genügt es für eine Verweige-
rung des Zugangs ohne entsprechende individuelle
Prüfung und Interessenabwägung, inwiefern der Zu-
gang zu diesem Dokument das Interesse, das durch
die von ihm geltend gemachte Ausnahme oder geltend
gemachten Ausnahmen geschützt wird, bei vernünfti-
ger Betrachtung absehbar und nicht rein hypothetisch
konkret und tatsächlich beeinträchtigen könnte, auch
nicht, dass ein angefordertes Dokument mit einer in
Art 4 Abs 2 Transparenz-VO erwähnten Tätigkeit
bloß in Zusammenhang steht.35)

b) Sonderproblem Datenbankinhalte
Informationen liegen im 21. Jahrhundert freilich häu-
fig in Form von Datenbankinhalten, also nicht in phy-
sischer Form, vor. Eine elektronische Datenbank kann
zwar die Extrahierung sämtlicher in ihr enthaltenen
Informationen erlauben. Jedoch lässt die Möglichkeit
der Erstellung eines Dokuments aus einer solchen Da-
tenbank nicht den Schluss zu, dass dieses Dokument
als vorliegend (bzw vorhanden oder existierend) iSd
Transparenz-VO einzustufen ist. Da sich das Doku-
mentenzugangsrecht nämlich nur auf existierende Do-
kumente, die sich im Besitz des betreffenden Organs
befinden, bezieht, kann die Transparenz-VO nicht he-
rangezogen werden, um ein Organ zu verpflichten, ein
nicht existierendes Dokument zu erstellen.36)

Bei in Form von Datenbankinhalten vorliegenden
„Dokumenten“ kommt es auf das „Vorliegen“ des

Dokuments an, wobei der EuGH eine Art Mittelweg
und eine Interpretation der rechtlichen Grundlagen
gewählt hat, die sowohl die technischen Besonderhei-
ten dieser Datenbanken berücksichtigt als auch dem
Telos der Transparenz-VO folgt: Nach seiner E in der
Rs Typke sind als vorliegendes Dokument alle Infor-
mationen einzuordnen, die aus einer elektronischen
Datenbank im Rahmen ihrer üblichen Nutzung mit
Hilfe vorprogrammierter Suchfunktionen extrahiert
werden können, auch wenn diese Informationen
noch nicht in dieser Form angezeigt wurden oder
von den Bediensteten der Organe nie gesucht worden
sind. Hingegen ist jede Information, deren Extrahie-
rung aus einer Datenbank eine wesentliche Investi-
tion erfordert, als ein neues Dokument und nicht
als vorliegendes Dokument anzusehen.37) Bemerkens-
wert ist dabei, dass auch dem Organ oder der Ein-
richtung nicht bekannte Informationen/Dokumente
(arg „von den Bediensteten der Organe nie gesucht“)
als „vorliegend“ iSd der Transparenz-VO eingestuft
worden sind. Die Grenze scheint diesbezüglich tat-
sächlich ausschließlich im finanziellen/personellen
Aufwand für zusätzliche Programmierarbeiten für
entsprechende an den jeweiligen Antrag angepasste
Abfragen zu liegen.

c) Dokumente Dritter
Sofern sich Dokumente Dritter im Besitz der Organe
und Einrichtung der EU befinden, erstreckt sich das
Recht auf Zugang zu diesen auch auf solche Doku-
mente,38) umgekehrt aber nicht auf Dokumente von
Organen, die sich im Besitz der MS befinden.39) Unter
Dritten sind alle natürlichen und juristischen Personen
und Einrichtungen außerhalb des betreffenden Or-
gans, einschließlich der MS, der anderen Unions- oder
sonstigen Organe und -einrichtungen und Drittländer
zu verstehen (Art 3 lit b Transparenz-VO). Sofern der
Zugang zu Dokumenten Dritter begehrt wird, sind
diese nach Art 4 Abs 4 Transparenz-VO durch das Or-
gan in Bezug auf eine ausnahmsweise Zugangsverwei-
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30) Wegener, Art 42 GRC, in Calliess/Ruffert (Hrsg), EUV/AEUV5 Rz 2.
31) Zur Abgrenzung des Dokumentenzugangsrechts zum Recht auf

Zugang zu Informationen über die Umwelt iSd AarhK siehe EuGH
23. 11. 2016, C-673/13, Stichting Greenpeace Nederland.

32) Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 12.
33) EuGH 6. 12. 2001, C-353/99, Hautala, Rz 28 f.
34) Siehe aber idZ die Rspr zu den Bediensteten der Organe und Ein-

richtungen „unbekannte“ Datenbankinhalten unten bei B.3.b. Eine
Einschränkung des Anwendungsbereichs erscheint auf den ersten
Blick durch die Kartellverfahrens-VO betreffend vertrauliche Infor-
mationen sowie interne Schriftstücke der EK und der Wettbewerbs-
Beh der MS gegeben zu sein; ausführlich Willheim/Kammerer, Zu-
gang zu den Akten aus EG-Kartellverfahren – Haben Verbraucher-
schutzorganisationen ein Recht auf Einsicht in die Akten abge-
schlossener EG-Kartellverfahren? ecolex 2002, 569 ff; Tietje/
Nowrot, Der Anwendungsbereich der EG-Transparenz-Verordnung
mit Blick auf zivilrechtliche Schadenersatzansprüche in Wettbe-
werbssachen, ZfRV 2004, 11.

35) Vgl EuGH 1. 7. 2008, C-39/05, Schweden und Turco/Rat, Rz 43
und 49; EuGH 27. 2. 2014, C-365/12, EnBW, Rz 64; EuGH
17. 10. 2013, C-280/11, Acces Info Europe, Rz 31; EuG
7. 7. 2015, T-677/13, Axa, Rz 36.

36) EuGH 2. 10. 2014, C-127/13, Strack, Rz 38; EuGH 11. 1. 2017,
C-491/15, Typke, Rz 30.

37) EuGH 11. 1. 2017, C-491/15, Typke, Rz 35 ff.
38) Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 18.
39) Bretthauer, Informationszugang im Recht der Europäischen Union,

DÖV 2013, 682.



gerung zu konsultieren, wobei diese Konsultation in
eindeutigen Fällen auch entfallen kann.40)

Die Bestimmung des Art 4 Abs 5 Transparenz-VO,
wonach ein MS das Organ oder die Einrichtung ersu-
chen kann, ein aus diesem MS stammendes Dokument
nicht ohne seine vorherige Zustimmung zu verbreiten,
wird dabei von der Rspr als „hartes“ Vetorecht ausge-
legt.41)

d) Keine Informationsbeschaffungspflicht
Weder aus der Transparenz-VO noch aus Art 42 GRC
lässt sich ein Anspruch auf Erstellung eines bestimm-
ten Dokuments ableiten. Auch verpflichtet das Doku-
mentenzugangsrecht Organe und Einrichtungen nicht
dazu, sich nicht im Besitz des jeweiligen Organs oder
der jeweiligen Stelle befindliche Informationen Dritter
zu verschaffen, um diese weiterzugeben.42) Behauptet
jedoch eine zugangsverpflichtete Stelle, ein begehrtes
Dokument würde nicht existieren, dann liegt aufgrund
einer in Bezug auf Unionsdokumente existierenden
Rechtsmäßigkeitsvermutung einer entsprechenden Be-
hauptung des Organs oder der Einrichtung die Beweis-
last für das Dennoch-Vorliegen des Dokuments beim
ASt.43)

e) Entscheidung, Entscheidungsfrist,
Zweitantrag und Rechtsschutz

Die Organe und Einrichtungen der Union haben nach
der Transparenz-VO eine für österr Verhältnisse recht
knapp bemessene Frist, den entsprechenden Zugang zu
den beantragten Dokumenten einzuräumen, nämlich
schlanke 15 Tage für einen vollständigen Zugang zu
dem angeforderten Dokument. Dem Antrag kann da-
bei durch Gewährung des Zugangs zu den angeforder-
ten Dokumenten durch Einsichtnahme vor Ort oder
Bereitstellung und Übersendung von (auch elektroni-
schen) Kopien44) erfolgen. Sind Dokumente bereits von
den betreffenden Organen freigegeben worden und in
elektronischer Form oder über ein Register45) problem-
los zugänglich, können die Organe einem Antrag auf
Zugang zu einem solchen Dokument auch durch die
Information nachkommen, auf welche Art der ASt
das angeforderte Dokument erhalten kann (Art 10
Abs 2 Transparenz-VO).46)

Alternativ ist binnen dieser Frist eine begründete
schriftliche Ablehnung an den ASt zu richten. Diese
begründete schriftliche Ablehnung löst wiederum das
Recht des ASt aus, einen sog Zweitantrag zu stellen
(Art 7 Transparenz-VO). Eine Ablehnung des begehr-
ten Dokumentenzugangs ohne Begründung stellt zu-
dem eine Verletzung des Grundrechts des Art 42
GRC dar.47)

Für die Erledigung des Zweitantrags ist dem Organ
wiederum eine Frist von 15 Tagen eingeräumt, ihm zu
entsprechen oder eine begründete, mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung (zumindest Hinweise auf die Nichtig-
keitsklage sowie die Anrufung des Bürgerbeauftragten)
versehene schriftliche Ablehnung an den ASt zu rich-
ten. Die Begründung einer Ablehnung eines Zweitan-
trags darf sich dabei nicht in einer pauschalen Wieder-
holung der Ablehnung des Erstantrags erschöpfen.48)

Gegen die Ablehnung eines Zweitantrags ist schluss-

endlich die Erhebung einer Klage beim EuG bzw die
Anrufung des Bürgerbeauftragten möglich (Art 8
Transparenz-VO).

Die europäischen Gerichte sind im Falle der Erhe-
bung eines oder mehrerer Rechtsmittel jedoch nicht
zur meritorischen Entscheidung zuständig. Sie unter-
ziehen lediglich die Einhaltung der Verfahrensvor-
schriften sowie der Begründungserfordernisse des
Sachverhalts und der Tatsachenwürdigung einer ent-
sprechenden Prüfung.49)

C. Verweigerung des Dokumenten-/
Informationszugangs

1. Auslegung anhand der
grundrechtlichen Garantien

Art 4 Transparenz-VO listet umfassende Gründe für
eine Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten und
Informationen auf. Genannt werden verschiedene öf-
fentliche wie auch private Interessen, wobei die Be-
schränkungen des Dokumentenzugangsrechts auf Ba-
sis des Art 42 GRC iSd Art 52 Abs 2 GRC anhand des
Berechtigungsumfangs des Art 15 Abs 3 AEUV, je-
doch vor dem Hintergrund einer ordnungsgemäßen
Verwaltung, eng auszulegen sind.50) Dass der ASt be-
reits im Besitz der angeforderten Dokumente ist, ent-
bindet das angefragte Organ – Rechtsmissbrauch ein-
mal ausgeschlossen – nicht von seiner Prüfung des An-
trags.51)

Die Transparenz-VO selbst kennt drei Kategorien
von Beschränkungen:
Ü absolute Beschränkungen (Art 4 Abs 1 Transpa-

renz-VO);
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40) EuG 7. 12. 1999, T-92/98, Interporc II, Rz 65 ff; 12. 9. 2007, T-36/
04, Association de la presse internationale ASBL, Rz 58.

41) EuG 30. 11. 2004, T-168/02, IFAW Internationaler Tierschutz-
Fonds, Rz 57 f; 17. 3. 2005, T-187/03, Scippacercola, Rz 57; siehe
zu diesem „loyalen Dialog“ zwischen Unionsorgan und MS auch
Bretthauer, Informationszugang im Recht der Europäischen Union,
DÖV 2013, 681.

42) Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42 Rz 17; Schö-
bener in Stern/Sachs (Hrsg), Art 42 GRC Rz 10; Wägenbaur, Der
Zugang zu EU-Dokumenten – Transparenz zum Anfassen, EuZW
2001, 682.

43) Bretthauer, Informationszugang im Recht der Europäischen Union,
DÖV 2013, 680.

44) Die Kosten für die Anfertigung und Übersendung der Kopien kön-
nen ab einer bestimmten Höhe dem ASt in Rechnung gestellt wer-
den (Art 10 Transparenz-VO). Zu hohe Kosten, die de facto einer
Verunmöglichung des Zugangs zu Dokumenten bewirken würden,
wären jedoch eine Verletzung des Art 42 GRC (Jarass, Charta der
Grundrechte der Europäischen Union3 Art 42 Rz 16).

45) Vgl den Beschluss 320/2001 des Rates v 9. 4. 2001 mit dem be-
stimmte Kategorien von Ratsdokumenten der Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht werden, ABl L 2001/111, 29.

46) Nähere Bestimmungen über den direkten Zugang in elektronischer
Form oder über Register finden sich in den Art 11 und 12 Transpa-
renz-VO.

47) Zur Begründung allgemein s EuG 27. 7. 2007, T-3/00 und T-337/
04, Athanasios Pitsiorlas, Rz 278.

48) EuG 6. 4. 2000, T-188/98, Kuijer, Rz 46 f; siehe idZ aber auch
Rz 36, wonach die Begründung nicht nur im Hinblick auf den Wort-
laut, sondern anhand des Kontexts und aller übrigen mit ihr in Zu-
sammenhang stehenden Rechtsvorschriften zu beurteilen ist.

49) EuG 10. 10. 2001, T-111/00, BAT, Rz 41 ff.
50) Sander in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC2 Art 42, Rz 19; EuGH

11. 1. 2000, C-174/98 P und C-189/98 P, Niederlande und van der
Wal, Rz 27; 6. 12. 2001, C-353/99 P, Hautala, Rz 25; 6. 3. 2003,
C-41/00 P, Interporc II, Rz 48 f; 1. 7. 2008, C-39/05 P und C-52/
05P, Schweden und Turco/Rat, Rz 36; EuG 19. 1. 2010, T-355/04
und T-446/04, Co-Frutta, Rz 122.

51) EuG 26. 4. 2016, T-221/08, Strack, Rz 135.



Ü relative Beschränkungen (Art 4 Abs 2 Transparenz-
VO);

Ü weitere Ausnahmen (Art 4 Abs 3 Transparenz-
VO).

2. Absolute Zugangsbeschränkungen

Die absoluten Beschränkungen des Rechts auf Zugang
zu Dokumenten sind in Art 4 Abs 1 Transparenz-VO
geregelt. Danach haben die Organe, Einrichtungen und
sonstige Stellen den Zugang zu Dokumenten zu ver-
weigern, wenn durch deren Verbreitung der Schutz
der öffentlichen Interessen52) in Hinblick auf
Ü die öffentliche Sicherheit,53)

Ü die Verteidigung und die militärischen Belange,
Ü die internationalen Beziehungen,
Ü die Finanz-, Währungs- oder Wirtschaftspolitik der

Europäischen Union oder eines MS54)

beeinträchtigt wäre. Nach Art 9 Transparenz-VO sind
für konfident eingestufte Dokumente weitere beson-
dere Bestimmungen vorgesehen, wonach Anträge auf
Zugang zu solchen sensiblen Dokumenten ausschließ-
lich von berechtigten Personen behandelt und die Do-
kumente selbst nur mit Zustimmung des Urhebers
freigegeben werden dürfen. Ist die Geheimhaltung
nur hinsichtlich eines Teils des Dokuments erforder-
lich, ist der Zugang zu den anderen Teilen zu gewäh-
ren,55) wobei der ASt hier in die durchwegs fragwürdige
(Woher soll er die für die Differenzierung erforderli-
chen Informationen erhalten?) Pflicht genommen wird
darzutun, warum sich genau die antragsgegenständli-
che Passage oder genau das antragsgegenständliche
Einzeldokument nicht unter die allgemeine Vermu-
tung subsumieren lässt.56)

3. Relative Zugangsbeschränkungen

Sofern kein überwiegendes öffentliches Interesse be-
steht, haben die Organe gem Art 4 Abs 2 Transpa-
renz-VO den Zugang zu Dokumenten zu verweigern,
wenn durch deren Verbreitung
Ü der Schutz der geschäftlichen Interessen einer na-

türlichen oder juristischen Person einschließlich
des geistigen Eigentums,

Ü der Schutz von Gerichtsverfahren und der Rechts-
beratung oder

Ü der Schutz des Zwecks von Inspektions-, Untersu-
chungs- oder Audittätigkeiten57)

beeinträchtigt werden würde. Dabei handelt es sich um
eine auf jedes Dokument im Einzelfall bezogene Abwä-
gungsentscheidung der Organe, im Rahmen derer das
Interesse des Antragstellers auf Zugang zu den betref-
fenden Dokumenten gegen das mögliche Interesse an
der Geheimhaltung abgewogen werden muss.58) Bei
dieser Interessenabwägung sind auch typische Privat-
interessen zu berücksichtigen, wie zB die Durchset-
zung von Schadenersatzansprüchen, wobei diesbezüg-
lich äußerst strenge Anforderungen an die Begrün-
dung des jeweiligen Antrags gestellt werden.59)

Eine Rechtsfortbildung entgegen dem Wortlaut der
Transparenz-VO ist der vom EuGH entwickelte Zu-
gangsverweigerungsgrund der überbordenden Arbeits-
belastung des verpflichteten Organs oder der Einrich-

tung: Ein Absehen von einer individuellen Prüfung
jedes einzelnen Dokuments und der Abwägung der je-
weiligen Interessenlage soll bei besonders umfangrei-
chen Anträgen auf Zugang zu Dokumenten nämlich
zulässig sein, wenn das Organ durch die Prüfung in
besonders hohem Maße belastet würde, sodass damit
die Grenzen dessen überschritten wären, was vernünf-
tigerweise von dem Organ verlangt werden kann.60)

Auch sollen bei Kategorien von Dokumenten gleicher
Art bei der Interessenabwägung ebenfalls Kategorien
von Gründen, die gegen einen Zugang zu den einzel-
nen Dokumenten sprechen, gebildet werden können.61)

4. „Vertraulichkeitsvermutung“

IZm Vertragsverletzungsverfahren hat der EuGH eine
Art Vertraulichkeitsvermutung entwickelt.62) Diese
fußt auf der Überlegung, dass die Frage, ob ein Doku-
ment insb der EK herauszugeben ist, auf dessen Basis
diese in Verhandlungen mit einem MS als Vorstufe zu
einem allfälligen Vertragsverletzungsverfahren eintritt
(Schutz von Gerichtsverfahren), besonders schwierig
zu beurteilen ist. Zum einen schließt der Umstand,
dass die im Besitz eines Organs iSd Transparenz-VO
befindlichen Dokumente iZm einem Gerichtsverfah-
ren stehen, nicht per se aus, dass sie in den Anwen-
dungsbereich der Transparenz-VO fallen. Zum ande-
ren bedeutet alleine die Tatsache, dass die Transpa-
renz-VO nicht auf Dokumente anwendbar ist, die sich
im Besitz des GH befinden, nicht, dass gerichtsverfan-
gene Dokumente grundsätzlich vom Dokumentenzu-
gangsrecht ausgenommen wären, wenn sie sich im Be-
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52) Vgl die weite Auslegung der Ausnahmen durch das EuG, während
der EuGH sehr zugangsfreundlich ist und die Ausnahmen eng aus-
legt: EuGH 11. 1. 2000, C-174/98 P und C-189/98 P, Niederlande
und van der Wal, Rz 14 ff; 1. 7. 2008, C-39/05 P und C-52/05 P,
Schweden und Turco/Rat, Rz 36; 29. 6. 2010, C-28/08 P, Bavarian
Lager; EuG 19. 3. 1998, T-83/96, van der Wal, Rz 41 ff;
14. 10. 1999, C-309/97, Bavarian Lager, Rz 45 ff; 3. 3. 1998,
T-610/97 R, Carlsen, Rz 46 ff; 19. 1. 2010, T-355/04 und T-446/
04, Co-Frutta, Rz 122 ff.

53) Siehe dazu EuGH 10. 7. 1984, C-72/83, Campus Oil, Rz 34;
17. 10. 1995, C-70/94, Werner, Rz 25; EuG 17. 6. 1998, T-174/
95, Svenska Journalistenförbunget, Rz 121 f.

54) Diese Ausnahme ist auffallend weit gefasst und umfasst daher die
gesamte Wirtschafts- und Währungspolitik (Art 119 ff AEUV).

55) EuGH 22. 1. 2004, C-353/01 P, Mattila, Rz 30; so auch Jarass,
Charta der Grundrechte der Europäischen Union3 Art 42 Rz 14.

56) Vgl iZm Einzeldokumenten aus einer Reihe von Dokumenten EuG
7. 7. 2015, T-677/13, Axa, Rz 61.

57) Zum Begriff der Untersuchung siehe EuGH 7. 9. 2017, C-331/15,
Schlyter, Rz 39 ff.

58) EuG 5. 3. 1997, T-105/95, WWF UK, Rz 59; siehe aber die in der
Rspr entwickelte allgemeine Vertraulichkeitsvermutung; vgl hierzu
auch EuGH 11. 1. 2000, C-174/98 P und C-189/98 P, Niederlande
und van der Wal, Rz 24 ff; EuG 19. 1. 2010, T-355/04 und T-446/
04,Co-Frutta, Rz 124 (mwH auf die Judikatur des EuG); 7. 7. 2010,
T-111/07, Agrofert, Rz 60 f.

59) EuGH 27. 2. 2014, C-365/12, EnBW, Rz 108; EuG 7. 7. 2015,
T-677/13, Axa, Rz 70.

60) EuG 13. 4. 2005, T-2/03, Verein für Konsumenteninformation,
Rz 103 ff; kritisch anmerkend, dass diese Rechtsfortbildung der
Schaffung eines neuen Zugangsverweigerungsgrundes nicht mehr
vom Wortlaut der Transparenz-VO gedeckt ist Koppensteiner, Die
Transparenzverordnung im Wandel der Zeit, EuR 2014, 615.

61) Vgl idZ EuGH 1. 7. 2008, C-39/05 P und C-52/05 P, Schweden
und Turco/Rat, Rz 50.

62) Diese Vertraulichkeitsvermutung wurde bislang in vier kategorisier-
ten Fällen, nämlich in Bezug auf Beihilfenkontrollverfahren, Fusions-
kontrollverfahren, gerichtliche Verfahren gegen Organe und Einrich-
tungen sowie Vertragsverletzungsverfahren, von der Rspr aner-
kannt; Brauneck, Kein Zugang zu Dokumenten: Politischer Hand-
lungsspielraum der EU-Kommission in Gefahr? NVwZ 2016, 491.
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sitz der in der Transparenz-VO aufgezählten Organe
(zB EK) befinden.63) Nach Ansicht des EuGH streitet
diesbezüglich eine Vermutung für die Vertraulich-
keit,64) die im Einzelfall jedoch widerlegt werden kann
(wie auch immer das in der Praxis funktionieren soll,
da ja der ASt die begehrte Information nachgerade
nicht zur Verfügung hat).65)

Für die Abgrenzung zwischen dem Vorverfahren
und dem eigentlichen Vertragsverletzungsverfahren
stellt der EuGH auf einen Formalakt, der die Trennung
von Vor- und Hauptverfahren bildet, ab66) (im Wett-
bewerbsrecht scheint hingegen die Berufung auf die
Kronzeugenreglung alleine kein tauglicher formaler
Abgrenzungsansatz zu sein67)). Sind die Verfahren ab-
geschlossen, kann die Vertraulichkeitsvermutung hin-
gegen nicht (mehr) greifen.68)

5. Weitere Zugangsbeschränkungen

Nach Art 4 Abs 3 Transparenz-VO bestehen weitere
Ausnahmen vom Zugangsrecht für Dokumente, die
für den internen Gebrauch erstellt worden oder einge-
gangen sind, sofern sich diese auf Angelegenheiten be-
ziehen, in denen noch keine Entscheidung ergangen
ist, eine Verbreitung den Entscheidungsprozess ernst-
lich beeinträchtigen würde und kein überwiegendes öf-
fentliches Interesse an der Verbreitung besteht.69) Eine
Ausdehnung der „Entscheidungsprozesse“ auf das ge-
samte „Verwaltungsverfahren“ durch das EuG wurde
vom EuGH jedoch entschieden verworfen, da dies auf
eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs dieser
Ausnahmebestimmung in einem Ausmaß hinauslau-
fen würde, der es einem Unionsorgan erlauben würde,
den Zugang zu allen in seinem Besitz befindlichen Do-
kumenten, einschließlich denjenigen, die Umweltin-
formationen enthalten, verweigern zu können, sofern
das Dokument mit den Fragen in Zusammenhang
steht, die im Rahmen eines bei diesem Organ anhän-
gigen Verwaltungsverfahren behandelt werden.70)

D. Schlussfolgerungen und Ausblick
Das Dokumentenzugangsrecht der Transparenz-VO
wie auch des Art 42 GRC bietet ein durchwegs mächti-
ges, rechtlich durchsetzbares Hilfsmittel, an Informa-
tionen und Dokumente der europäischen Organe, Ein-
richtungen und sonstigen Stellen zu gelangen. Dies
auch im Bereich der umweltrelevanten Informationen.
Der EuGH sieht in der Transparenz-VO ein der Um-
weltinformations-RL beigeordnetes und damit parallel
anwendbares Regelungswerk, welches ebenfalls zur Er-

langung von Umweltinformationen iwS eingesetzt
werden kann.

Spannend wird in den kommenden Jahren wohl
sein, inwieweit die Vertraulichkeitsvermutung hin-
sichtlich allfällig drohender Vertragsverletzungsver-
fahren im Bereich des unionsrechtlich geprägten Um-
weltrechts weiterentwickelt werden wird. Wird es bei
der harten Abgrenzung zwischen Vorverfahren und
„Hauptverfahren“ bleiben oder werden anfragenden
(juristischen wie auch natürlichen) Personen bereits
in einem frühen Verfahrensstadium, wenn die EK
mit den MS in einen „loyalen Dialog“ über die Besei-
tigung allfälliger Unionsrechtswidrigkeiten tritt, Zu-
gang zu umweltrelevanten Dokumenten auf Basis der
Umweltinformations-RL oder (oder vielleicht auch:
und) der Transparenz-VO eingeräumt erhalten?

Jedenfalls auch unter Beobachtung stehen die Be-
strebungen der EK, die Transparenz-VO in Richtung
einer Neufassung zu treiben71) und die weitere Ent-
wicklung der Unions-Rspr idZ, die vielleicht sogar ge-
eignet ist, die Bestrebungen der EK zu überholen.

Ü In Kürze
Ü Inhaltliche Angleichung der (Umwelt-)Informations-

und Dokumentenzugangsrechte durch den EuGH;
Ü Anwendungsbereich der Dokumentenzugangs-VO;
Ü Ausnahmen vom Informations- und Zugangsrecht.
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Über den Autor:
Dr. Peter Sander, LL.M./MBA, ist Rechtsanwalt und Partner
der Kanzlei Niederhuber & Partner Rechtsanwälte GmbHmit
Büros in Wien und Salzburg.
Kontaktadresse: Niederhuber & Partner Rechtsanwälte
GmbH, Wollzeile 24, 1010 Wien
Tel: +43 (0)1 513 21 24
E-Mail: peter.sander@nhp.eu
Internet: www.nhp.eu; www.sander.cc

63) EuGH 18. 7. 2017, C-213/15, Breyer; vgl idF auch EuGH
6. 6. 2013, C-869/11, Donau Chemie,wo der GH im Rahmen eines
Vorab-E-Verfahrens die Bestimmung des § 219 Abs 2 ZPO als mit
dem Unionsrecht nicht vereinbar angesehen hat, sofern eine Ver-
weigerung des Zugangs Dritter zu wettbewerbsrechtlich relevanten
Dokumenten zur (leichteren) Durchsetzung von unionsrechtlich zu-
stehenden Schadenersatzansprüchen wegen Wettbewerbsverstö-
ßen ausschließlich von einer Zustimmung des „Dokumentenurhe-
bers“ abhängig sein soll (Rz 47 f).

64) EuGH 21. 9. 2010, C-514/07, C-528/07 und C-532/07, Schwe-
den/Kommission, Rz 103.

65) Diese Widerlegbarkeit als „kaum möglich“ bezeichnend Brauneck,
Kein Zugang zu Dokumenten: Politischer Handlungsspielraum der
EU-Kommission in Gefahr? NVwZ 2016, 495.

66) EuGH 14. 11. 2013, C-514/11 und C-605/11, LPN und Finnland/
Kommission, Rz 65, sowie EuGH 16. 7. 2015, C-612/13 und
C-615/13, ClientEarth (in Bezug auf Vertragsverletzungsverfahren);
EuGH 7. 9. 2017, C-331/15, Schlyter (in Bezug auf Konsultationen
zwischen MS und der EK auf Basis der RL 98/34/EG des EP und
des Rates v 22. 6. 1998 über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften); EuGH
11. 5. 2017, C-562/14, Spirlea (in Bezug auf Pilotverfahren).

67) Die wettbewerbsrechtliche „Kronzeugenregel“ alleine rechtfertigt es
dagegen nicht, die solche vertraulichen Informationen enthalten,
einschließlich ihrer neutralsten oder unbedeutendsten Bestandteile
pauschal in vollem Umfang zu schwärzen (EuG 7. 7. 2015, T-677/
13, Axa, Rz 114).

68) So auch Koppensteiner,Die Transparenzverordnung imWandel der
Zeit, EuR 2014, 603 und 609.

69) EuGH 14. 11. 2013, C-514/11 und C-605/11, LPN und Finnland/
Kommission, Rz 65, sowie EuGH 16. 7. 2015, C-612/13 und
C-615/13, ClientEarth; EuGH 7. 9. 2017, C-331/15, Schlyter.

70) EuGH 27. 10. 2016, C-114/15, Saint Gobain Glass Deutschland,
Rz 75; siehe aber den Hinweis des GH in Rz 81.

71) Siehe dazu auch die Änderungsvorschläge der Kommission v
30. 4. 2008, KOM(2008) 229 endg, und v 21. 3. 2011, KOM(2011)
137 endg.
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